
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

BGB § 780

Zur Frage, wann ein abstraktes Schuldversprechen 
für die Zahlung des Grundschuldbetrages bei einer 
Grundschuldbestellung vorliegt.

BGH Urt. v. 21. Januar 1976 - VIII ZR 148/74 OLG Oldenburg 
* LG Oldenburg
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 21. Januar 1976 durch 
die Richter Braxmaier, Dr. Hiddemann, Hoffmann, Wolf und 
Merz

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 6. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Oldenburg vom
17. Mai 1974 wir'd auf Kosten des Beklagten 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

In einem Zwangsversteigerungsverfahren über meh­
rere, der früheren Mitbeklagten Ilse Kleinsorge (im fol­
genden: Schuldnerin) je zur Hälfte gehörende Grundstücke 
entfiel aus dem Versteigerungserlös Jeweils ein Teilbe­
trag auf nicht valutierte Teile von an erster und zweiter 
Rangstelle eingetragenen Hypotheken. Auf die entsprechende 
erststellige Eigentümergrundschuld teilte demzufolge der 
Rechtspfleger im Verteilungstermin am 9. Juni 1969 der 
Schuldnerin 15 800,24 DM und auf die zweitstellige 
32 542,75 DM zu. Nach Widerspruchseinlegung gegen sei­
nen Verteilungsbeschluß hinterlegte der Rechtspfleger die 
auf die Eigentümergrundschulden entfallende Streitmasse 
insgesamt beim Amtsgericht Wilhelmshaven.
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Die Klägerin berühmt sich eines Anspruchs in 
Höhe von 71 142,72 DM, der Beklagte eines solchen 
von 68 641,09 DM gegen die Schuldnerin, Beide Par­
teien haben deshalb Pfändungen des hinterlegten 
Geldes bewirkt. Die Klägerin leitet ihre Forderung 
aus einer vollstreckbaren notariellen Urkunde vom
18. Januar 1967 her, in der die Schuldnerin auf ih­
ren Grundstückshälften eine Eigentümergrundschuld 
in Höhe von 50 000 DM nebst 15 % Zinsen hieraus 
seit 15. Januar 1967 bestellt und sich wegen der 
Grundschuld und der Zinsen der sofortigen Zwangs­
vollstreckung aus der Urkunde in ihr gesamtes Ver­
mögen und in die Pfandgrundstücke unterworfen hatte.
In einer weiteren notariellen Urkunde vom 27. Januar 1967 
hatte die Schuldnerin unter Bezugnahme auf die Urkunde 
vom 18. Januar 1967 die Grundschuld an die Klägerin 
wzu denselben Bedingungen, wie in der Bestellungs­
urkunde bezüglich des abgetretenen Rechts angegeben, 
insbesondere auch mit der Unterwerfung unter die so­
fortige Zwangsvollstreckung den Abtretungsnehmern ge­
genüber” abgetreten. Der Beklagte stützt seinen Anspruch 
gegen die Schuldnerin auf ein vollstreckbares Urteil 
des Landgerichts Hamburg vom 2. Februar 1967 nebst 
Kostenfestsetzungsbeschluß vom 17. Februar 1967, 
durch das ihm 54 718,15 DM zuzüglich 12 % Zinsen 
aus 50 620,17 DM seit dem 11. Mai 1967 sowie Kosten 
im Betrag von 413,98 DM zuerkannt wurden.

Die Parteien streiten jetzt mit Klage und Wider­
klage darüber, wer von ihnen aufgrund seiner Pfändung 
aus dem hinterlegten Erlösanteil der Schuldnerin für 
die Eigentümergrundschulden vorrangig zu befriedigen ist.
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Mit Teilurteil vom 29. April 1970 hat das Land­
gericht u.a. auf die Widerklage festgestellt, daß 
der Beklagte wegen einer Forderung von 61 710,62 DM 
vor jeglicher Forderung der Klägerin aus dem hinter­
legten Versteigerungserlös befriedigt werden müsse. 
Ein diese Entscheidung bestätigendes Urteil des Be­
rufungsgerichts hat der erkennende Senat mit Urteil 
vom 5. April 1972 - VIII ZR 31/71 (= BGHZ 58, 298 
= WM 1972, 592) - aufgehoben und die Widerklage des 
Beklagten abgewiesen. Er hat ausgeführt, daß die 
Pfändung des hinterlegten Versteigerungserlöses durch 
die Klägerin Vorrang gegenüber derjenigen des Beklag­
ten hat. Die Sache wurde im übrigen zur Feststellung 
der - bestrittenen - Höhe der Forderung der Klägerin 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Mit Schlußurteil vom 27. Januär 1971 hatte das 
Landgericht weiter festgestellt, daß der Beklagte 
auch wegen einer weiteren Forderung von 6 310,45 DM 
nebst 12 % Zinsen von 44 103,54 DM seit dem 
12. Januar 1971, jedoch insgesamt höchstens wegen 
eines weiteren Betrages von 6 930,44 DM vor jeg­
licher Forderung der Klägerin aus dem hinterlegten 
Versteigerungserlös befriedigt werden müsse.

Mit Urteil vom 17. Mai 1974 hat das Berufungs­
gericht nunmehr unter Einbeziehung der Revisionsent­
scheidung die beiden Urteile des Landgerichts unter 
Abweisung der weitergehenden Klage und neuerlichen 
Widerklage und unter Erlaß einer neuen Kostenent­
scheidung wie folgt gefaßt:



Der Beklagte wird verurteilt, darin 
einzuwilligen, daß aus dem beim Amts­
gericht Wilhelmshaven - Hinterlegungs­
stelle - zur Geschäftsnummer 8 HL 27/69 
hinterlegten Betrag, soweit er aufgrund 
der erloschenen Eigentümergrundschulden 
auf die Ilse a *̂s ehemaligerMiteigentümerin der versteigerten Grund­
stücke zugeschrieben gewesene Hälfte 
entfällt, ein Betrag von 50 000 DM nebst 
15 % Zinsen seit dem 15* Januar 1967, 
höchstens aber ein Betrag von 71 142,27 DM 
nebst entsprechenden Hinterlegungszinsen 
vor etwaigen Ansprüchen des Beklagten an 
die Klägerin ausgezahlt wird.
Die Klägerin wird verurteilt, darin ein­
zuwilligen, daß der zu 8 HL 27/69 des 
Amtsgerichts Wilhelmshaven hinterlegte 
Versteigerungserlös in Höhe von 68 641,09 DM 
an den Beklagten ausgezahlt wird, jedoch nur 
für den Fall, daß sie zunächst wegen ihres 
Anspruchs in Höhe von 50 000 DM nebst 15 % 
Zinsen seit dem 15. Januar 1967, höchstens 
in Höhe von 71 142,27 DM nebst entsprechen­
den Hinterlegungszinsen durch Auszahlung 
aus dem hinterlegten Versteigerungserlös 
befriedigt ist.

Mit seiner Revision verfolgt der Beklagte seinen 
Antrag auf Abweisung der Klage weiter und strebt auf 
seine Widerklage die Verurteilung der Klägerin zur 
Einwilligung in die Auszahlung von 68 641,09 DM aus 
dem hinterlegten Versteigerungserlös an ihn an.

sion
Die Klägerin beantragt Zurückweisung der Revi-



Entscheidungsgründe

1. 1. a) Die früher in dieser Sache ergangene 
Entscheidung des Senats vom 5. April 1972 (aaO) stellt 
nur fest, daß die Pfändung des hinterlegten Betrags 
durch die Klägerin Vorrang vor derjenigen des Beklagten 
hat. Sie befaßt sich nicht mit den den Pfändungen der 
Parteien zugrundeliegenden Forderungen und betrifft 
daher auch nicht die Frage der Wirksamkeit der Pfän­
dung der Klägerin, so daß insoweit eine rechtskräftige 
Entscheidung noch nicht vorliegt.

b) Das Berufungsgericht sieht in der Grundschuld­
bestellung der Schuldnerin vom 18. Januar 1967 und in 
der unmittelbar darauf folgenden Abtretung der Grund­
schuld an die Klägerin vom 27. Januar 1967 ein ab­
straktes Schuldversprechen gegenüber* der Klägerin, 
das diese durch Einleitung der hier streitigen Voll­
streckungsmaßnahmen schlüssig angenommen hat.

2. Die Revision bekämpft die Auslegung der beiden 
notariellen Urkunden durch das Berufungsgericht vergeb­
lich mit dem Hinweis, der vollstreckbaren Urkunde liege 
keine bestimmte persönliche Forderung zugrunde, weil 
eine Forderung, die die Klägerin zur Betreibung der 
Zwangsvollstreckung in das persönliche Vermögen der 
Schuldnerin hätte berechtigen können, im Zeitpunkt der 
Grundschuldbestellung noch nicht bestanden habe.

a) Übernimmt derjenige, der in einer vollstreck­
baren Urkunde eine Grundschuld bestellt, zugleich die 
persönliche Haftung für den Eingang des Grundschuldbe-
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träges und unterwirft er sich auch insofern der sofor­
tigen Zwangsvollstreckung, dann ist dies als ein zu­
lässiges abstraktes Schuldversprechen im Sinne von 
§ 780 BGB anzusehen, das dem Gläubiger die Beitrei­
bung seiner Forderung erleichtern soll (BGH Urteil 
vom 19. Mai 1958 - VII ZR 114/57 = DNotZ 1958, 579,
580 = WM 1958, 1194). Für die Begründung eines Schuld­
versprechens nach § 780 BGB kommt es darauf an, daß 
das Versprechen die Verpflichtung von ihren wirt­
schaftlichen und rechtlichen Zusammenhängen loslösen 
und rein auf den Leistungswillen des Versprechenden 
abstellen soll, so daß der Gläubiger sich zur Begrün­
dung seines Anspruchs nur auf das Versprechen zu be­
rufen braucht. Ob ein Schuldversprechen in diesem 
Sinne gewollt ist, ist eine vom Tatrichter zu ent­
scheidende Frage, weil es um den Inhalt einer indi­
viduellen, atypischen Erklärung geht. Dem Revisions­
gericht ist insoweit nur eine beschränkte Nachprüfung 
dahingehend möglich, ob das Wesen eines selbständigen 
Schuldversprechens verkannt, oder ob Denkgesetze, 
Auslegungsregeln oder Verfahrensvorschriften verletzt 
worden sind (BGH Urteil vom 20. April 1967 - III ZR 
59/65 = WM 1967, 824, 825).

b) Die Unterwerfung unter die sofortige Zwangs­
vollstreckung in einer notariellen Urkunde ist als 
Vertragsangebot auch für einen künftig erst entstehen­
den Anspruch zulässig. Nur die Bestimmtheit des An­
spruchs fordert das Gesetz (RGZ 152, 6, 7). Die Höhe 
des Betrages, dessentwegen der Gläubiger vollstrecken 
darf, muß sich aus der vollstreckbaren Urkunde ergeben 
oder aus ihr errechnet werden können (vgl. BGH Urteile 
vom 23. November 1970 - III ZR 58/67 = WM 1971, 165 =



Betrieb 1971, 381; vom 24. Oktober 1956 - V ZR 127/55 
= BGHZ 22, 54, 58; Petermann, Die vollstreckbare Aus­
fertigung der gerichtlichen oder notariellen Urkunde 
1938, S. 33 f; Lüdicke-Dietrich, Die vollstreckbare Ur­
kunde und ihre vollstreckbare Ausfertigung 1953, S. 23). 
Hinsichtlich der Bestimmtheit des Inhalts einer voll­
streckbaren Urkunde kann auf eine andere notarielle Ur­
kunde Bezug genommen werden, auch wenn diese nicht bei­
gefügt ist (RGZ 77, 415, 418; Sternberg in Festschrift 
für Dr. Oberneck 1929, S. 34, 36 ff). Der Zusammenhang 
zwischen der Bestellung einer Eigentümergrundschuld und 
ihrer Abtretung kann nach § 157 BGB dahin ausgelegt wer­
den, daß die persönliche Haftung gegenüber dem Zessionär 
übernommen werden soll. Insoweit liegt dann ein Angebot 
an den Gläubiger gemäß § 780 BGB vor (BGH Urteil vom
19. Mai 1958 aaO). Der Nachweis der Annahme eines solchen 
Angebots kann in der Regel nicht gefordert werden, son­
dern ergibt sich schlüssig aus demv Verhalten des Gläu­
bigers, wenn er die Erteilung der Vollstreckungsklausel 
beantragt (vgl. § 151 Satz 1 BGB; so auch Anmerkung von 
Hieber in DNotZ 1958 zum BGH Urteil vom 19. Mai 1958 aaO). 
Verändert sich die Höhe der aus der Urkunde zu leistenden 
Zahlung infolge teilweiser Valutierung, dann ist gegen die 
Vollstreckung aus dem Titel für den nicht valutierten Teil 
Vollstreckungsgegenklage gegeben (Lent DNotZ 1952, 411, 
414).

c) Das Berufungsgericht hat darin, daß sich die 
Schuldnerin in der Grundschuldbestellungsurkunde vom 
18. Januar 1967 "wegen der Grundschuld und der Zinsen 
der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde 
in ihr gesamtes Vermögen und in die PfandgrundstückeM 
unterworfen hat, die "konkludente” Erklärung der Schuld
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nerin gesehen, daß sie für den Eingang des Grundschuld­
betrages auch die persönliche Haftung übernehmen wollte 
und daß sie damit ein Angebot zur Begründung einer selb­
ständigen Haftung nach § 780 BGB abgegeben hat, das die 
Klägerin als Empfängerin der Abtretung gemäß notarieller 
Urkunde vom 27. Januar 1967 durch schlüssige Handlung 
ihrerseits angenommen hat. Diese auf tatrichterlichem 
Gebiet liegende Auslegung der Verpflichtungen der Schuld­
nerin aus den beiden notariellen Urkunden ist möglich 
und rechtlich einwandfrei getroffen (vgl. BGH Urteil 
vom 20. April 1967 aaO). Die Schuldnerin wollte mit ih­
rem abstrakten Schuldversprechen samt der Übertragung der 
Grundschuld auf die Klägerin die Kreditbasis für das Han­
delsgeschäft ihres Ehemannes verstärken. Bei dieser Aus­
legung, daß die Schuldnerin zusammen mit der Grundschuld­
bestellung ein abstraktes Schuldversprechen in Höhe der 
Grundschuldsumme abgegeben hat, gewinnt auch die Unter­
werfung unter die Zwangsvollstreckung in ihr gesamtes 
Vermögen und in die Pfandgrundstücke anläßlich der Be­
stellung der Eigentümergrundschuld, der eine persönli­
che Forderung nicht zugrundeliegen konnte, Bedeutung 
und ist nicht sinnlos, wie die Revision meint. Die Höhe 
der aus dem Schuldversprechen sich für den Versprechens­
empfänger ergebenden Forderung entspricht der Höhe des 
Grundschuldbetrags, ist also in der Urkunde bestimmt.
Der enge Zusammenhang zwischen der Eigentümergrund­
schuldbestellung und der vom Berufungsgericht festge­
stellten schlüssigen Abgabe des Schuldversprechens nach 
§ 780 BGB für die Zahlung des Grundschuldbetrages am 18. Jahua» 
1967 mit der Abtretung an die Klägerin am 27. Januar 
1967 zu denselben Bedingungen, wie in der ersten Urkunde, 
legt die Auslegung, die das Berufungsgericht den Ver­
pflichtungen der Schuldnerin gegeben hat, nach §§ 157,



133 BGB nahe, zumal die Schuldnerin die Forderungen der 
Klägerin gegen das Handelsgeschäft ihres Ehemannes ab­
sichern wollte. Darauf, ob und in welcher Höhe die 
Klägerin Forderungen im Konkurs des Handelsgeschäfts 
des Ehemannes der Schuldnerin angemeldet hat, kommt es 
nicht an. Daß der Konkursverwalter Ansprüche auf den 
zwischen den Parteien umstrittenen Teil des Versteige­
rungserlöses erhebt, behauptet auch die Revision nicht. 
Mit Recht ist demnach das Berufungsgericht von einer 
Wirksamkeit der Pfändung der Klägerin ausgegangen.

II. 1. Das Berufungsgericht, das die Schuldnerin 
aufgrund eines abstrakten ZahlungsVersprechens gegenüber 
der Klägerin als zahlungspflichtig angesehen hat, be­
zeichnet den Beklagten als beweispflichtig dafür, daß 
der Anspruch aus dem Schuldversprechen erfüllt worden 
sei. Es hat ein entsprechendes Beweisangebot des Be­
klagten vermißt.

2. Mit dieser Beweislastverteilung hat das Be­
rufungsgericht recht; denn die Klägerin braucht nur das 
Vorliegen eines abstrakten Schuldversprechens nachzu­
weisen, während den Beklagten die volle Beweislast für 
Einwendungen trifft.

3* Die Revision meint weiter, die Klägerin habe 
gegen das Handelsgeschäft des Ehemanns der Schuldnerin 
allenfalls noch eine ganz geringfügige Forderung gehabt 
und nicht den geringsten Beweis dafür erbringen können, 
daß ihr höhere Forderungen zugestanden hätten.

4. Darauf kommt es jedoch nicht an. Die Revision 
übersieht, daß beim Fehlen eines Grundgeschäfts für das 
von der Schuldnerin gegebene selbständige Schuldverspre-
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chen die Schuldnerin allenfalls einen Anspruch auf dessen 
Rückgewähr wegen ungerechtfertigter Bereicherung (§ 812 BGB) 
gegen die Klägerin haben könnte, den die Schuldnerin bisher 
nicht geltend gemacht hat. Einen solchen Anspruch, den wie­
derum er zu beweisen hätte (vgl. dazu BGH Urteil vom 7. Ok­
tober 1974 - II ZR 119/73 = WM 1975, 10), kann der Beklagte 
nicht geltend machen, weil er ihn nicht gepfändet hat, wie 
das Berufungsgericht zu Recht ausführt. Der Umstand, daß 
Zahlungen auf die Forderungen der Klägerin gegen den Ehe­
mann der Schuldnerin erfolgt sind, macht das Schuldverspre­
chen der Ehefrau wegen dessen Selbständigkeit nicht wir­
kungslos.

III. Die Feststellung des Berufungsgerichts, das 
Schuldversprechen sei von der Schuldnerin nicht auflösend 
bedingt abgegeben worden, greift die Revision nicht an.
Sie ist rechtsIrrtumsfrei getroffen. Da sein Rechtsmittel 
insgesamt erfolglos geblieben ist, hat der Beklagte die 
Kosten der Revision zu tragen (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Braxmaier Dr. Hiddemann Hoffmann
Wolf Merz
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